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Bemerkung -
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Deskriptoren Nachteilsausgleich "G", erhebliche

Beeinträchtigung der
Bewegungsfähigkeit, Kombination innerer
und orthopädischer Leiden, massive
Adipositas

Leitsätze Eine erhebliche Beeinträchtigung der
Bewegungsfähigkeit im Sinne des § 146
Abs. 1 Satz 1 SGB IX kann auch bei einem
schwerbehinderten Menschen vorliegen,
dessen Gehvermögen durch eine
Kombination sich wechselseitig besonders
nachteilig aufeinander auswirkender
innerer und orthopädischer Leiden, deren
Funktionseinschränkungen durch eine
massive Adipositas noch verstärkt
werden, in etwa ebensoweit herabgesetzt
ist wie in den in Nr. 30 Abs. 3 bis 5 AHP
beispielhaft genannten Fällen.

Normenkette §§ 145 Abs. 1 Satz 1, 146 Abs. 1 Satz 1
SGB IX

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 128/02
Datum 31.03.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 SB 1021/05
Datum 08.06.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder)
vom 31. MÃ¤rz 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

                             1 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/145.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html


 

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die Kosten des Berufungsverfahrens zu erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die KlÃ¤gerin das Merkzeichen "G" (erhebliche Gehbehinderung)
beanspruchen kann.

Der 1941 geborenen KlÃ¤gerin war bereits durch Bescheid vom 31. Januar 1996
wegen insulinpflichtigem Diabetes mellitus, Angina pectoris bei
HerzmuskeldurchblutungsstÃ¶rung, Bluthochdruck, degenerativen WirbelsÃ¤ulen-
und GelenkverÃ¤nderungen und chronischer Bronchitis die
Schwerbehinderteneigenschaft mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 50
zuerkannt worden. Durch Bescheid vom 15. Juli 1998 hatte der Beklagte eine
Sehminderung als weitere Behinderung bei einem unverÃ¤nderten GdB von 50
festgestellt.

Auf den im April 2000 gestellten weiteren Neufeststellungsantrag stellte der
Beklagte durch Bescheid vom 16. November 2000 den GdB unter Anerkennung von
1. Insulinpflichtigem Diabetes mellitus 2. Erkrankung der GebÃ¤rmutter -in
HeilungsbewÃ¤hrung- 3. Angina pectoris bei HerzmuskeldurchblutungsstÃ¶rung,
Bluthochdruck 4. Degenerativen WirbelsÃ¤ulen- und GelenkverÃ¤nderungen 5.
SchwerhÃ¶rigkeit 6. Chronischer Bronchitis 7. Sehminderung als Behinderungen auf
90 neu fest und entschied, dass weder eine auÃ�ergewÃ¶hnliche noch eine
erhebliche Gehbehinderung vorliege. Diese Entscheidungen beruhten auf einer
gutachterlichen Stellungnahme des Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. G vom 19.
August 2000, die nach Auswertung der von dem Beklagten eingeholten AuskÃ¼nfte
der behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin abgegeben worden war. Dr. G hatte die
Behinderungen zu 1 und 2 mit einem GdB von je 50, zu 3 mit 30, zu 4 und 5 mit je
20 und zu 6 und 7 mit je 10 bewertet. Mit dem gegen den Bescheid vom 16.
November 2000 eingelegten Widerspruch begehrte die KlÃ¤gerin ua. die
Zuerkennung der Merkzeichen "G" und "aG" (auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung), deren Voraussetzungen aufgrund der inneren Leiden erfÃ¼llt
seien. Bereits nach kurzen Wegstrecken (10 bis 15 Minuten) trete Atemnot ein, die
EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion verursache beim Treppensteigen schon nach
einer Etage groÃ�e Schwierigkeiten. Nach Einholung weiterer Ã¤rztlicher
AuskÃ¼nfte von den behandelnden Ã�rzten wies der Beklagte den Widerspruch
durch Widerspruchsbescheid vom 08. Juli 2002 zurÃ¼ck. Er fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung ua. aus, die KlÃ¤gerin sei in ihrer BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr nicht erheblich beeintrÃ¤chtigt. Ihr stehe daher das Merkzeichen
"G" und somit auch der Nachteilsausgleich "aG", dessen Anforderungen noch weiter
gingen, nicht zu.

Mit der hiergegen erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin die Feststellung eines
hÃ¶heren GdB und der Merkzeichen "G" und "aG" beantragt. Aufgrund der
chronischen Bronchitis mit Asthma bronchiale sowie des schweren Diabetes und der
Angina pectoris sei ihre Beweglichkeit erheblich eingeschrÃ¤nkt, sodass bereits
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nach Wegstrecken von ca. 20 Metern Atemnot eintrete, die eine Pause
unumgÃ¤nglich mache. DarÃ¼ber hinaus bestÃ¼nden starke EinschrÃ¤nkungen
am StÃ¼tz- und Bewegungsapparat.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte G
(Internistin) vom 21. April 2003 und Dipl.-Med. P (Allgemeinmediziner) vom 23. April
2003 eingeholt, der ausgefÃ¼hrt hat, beim Gehen kurzer Strecken falle ein
watschelnd-schwankender Gang auf und die KlÃ¤gerin "stÃ¶hnt nach Luft".

Nachdem die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 11. September 2003 ihr Begehren auf
die Zuerkennung des Merkzeichens "G" reduziert hatte, hat das Sozialgericht den
Arzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. F zum SachverstÃ¤ndigen ernannt. Dieser hat in
seinem fachinternistischen Gutachten vom 17. MÃ¤rz 2004 bei der KlÃ¤gerin 1.
Insulinpflichtigen Diabetes mellitus â�� Einzel-GdB 50 2. Bluthochdruck, beginnende
koronare Herzkrankheit â�� Einzel-GdB 30 3. Nach Unterleibsoperation
aufgetretener groÃ�er Bauchnarbenbruch mit ausgedehnter BauchwandschwÃ¤che
â�� Einzel-GdB 20 4. InnenohrschwerhÃ¶rigkeit beidseits â�� Einzel-GdB 20 5.
Chronisch obstruktive Bronchitis â�� Einzel-GdB 10 6. Sehminderung â�� Einzel-GdB
10 als Behinderungen festgestellt und ausgefÃ¼hrt, der Gesamt-GdB kÃ¶nne erst
nach einer orthopÃ¤dischen Beurteilung des GdB fÃ¼r die WirbelsÃ¤ulen- und
GelenkbeeintrÃ¤chtigungen gebildet werden. Ein orthopÃ¤disches Fachgutachten
sei auch zur Beurteilung des GehvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin erforderlich, deren
internistische Leiden die GehfÃ¤higkeit nicht wesentlich einschrÃ¤nkten.

Daraufhin hat das Sozialgericht den Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. H mit der
Begutachtung der KlÃ¤gerin beauftragt. In seinem fachorthopÃ¤dischen Gutachten
vom 11. Januar 2005 hat der SachverstÃ¤ndige 1. ausgeprÃ¤gte
BauchwandschwÃ¤che mit deutlicher Minderung der Rumpfstatik â�� GdB 20 2.
HohlrundrÃ¼cken mit fixierter verstÃ¤rkter Brustkyphose und statisch-dynamischer
Insuffizienz â�� GdB 10 3. DysplasiehÃ¼ften geringen Grades und beginnende
Zeichen einer Arthrose mit Funktionsschmerzen und endgradigen
BewegungseinschrÃ¤nkungen beiderseits â�� GdB 10 4. Arthrose im Oberschenkel
â�� Kniescheibengelenk beiderseits â�� GdB 10 als Behinderungen festgestellt und
den Gesamt-GdB auf zur Zeit 90 eingeschÃ¤tzt.

Er hat weiterhin ausgefÃ¼hrt, das GehvermÃ¶gen werde vor allem negativ durch
die erhebliche BauchwandschwÃ¤che, durch den fixierten HohlrundrÃ¼cken, die
arthrotischen VerÃ¤nderungen an den Oberschenkel-Kniescheibengelenken
beiderseits sowie durch die Arthrosen an beiden HÃ¼ftgelenken beeinflusst. Die
Adipositas per magna potenziere die funktionellen StÃ¶rungen des Rumpfes, der
beiden HÃ¼ft- und Kniegelenke und fÃ¼hre so zu einer erheblichen
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr.

Der Beklagte hat der letztgenannten EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen eine
versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme der VersorgungsÃ¤rztin â�� Sozialmedizin Dr.
H vom 14. Februar 2005 entgegengehalten, in der ausgefÃ¼hrt ist, bei einer
mittleren Funktionsbehinderung der BWS / LWS sowie geringer
Funktionsbehinderung der HÃ¼ftgelenke seien selbst bei WÃ¼rdigung des
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Bauchnarbenbruchs keine medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r Merkzeichen
entsprechend Nr. 30 der Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht (AHP)
gegeben.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 31. MÃ¤rz 2005 hat das Sozialgericht Dr. H als
SachverstÃ¤ndigen persÃ¶nlich vernommen, der eine schriftliche "ErgÃ¤nzung"
vom 26. MÃ¤rz 2005 zu seinem Gutachten Ã¼bergeben hat. Wegen des
Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf den Inhalt dieser ErgÃ¤nzung und die
Anlage 1 zur Sitzungsniederschrift vom 31. MÃ¤rz 2005 verwiesen.

Durch Urteil vom 31. MÃ¤rz 2005 hat das Sozialgericht den Beklagten verurteilt, die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" ab 01. Januar 2005
festzustellen. Es hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, die ErlÃ¤uterungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. H in der mÃ¼ndlichen Verhandlung, dass unter
BerÃ¼cksichtigung der Adipositas und der VerÃ¤nderungen an den groÃ�en
Gelenken beider unterer ExtremitÃ¤ten ein GdB von 40 anzunehmen und unter
Einwirkung der Adipositas und der funktionellen StÃ¶rungen der Lenden- und
BrustwirbelsÃ¤ulenabschitte ein GdB von wenigstens 30 zu berÃ¼cksichtigen sei
sowie dass die Behinderungen an den groÃ�en Gelenken und der LWS / BWS sich
verstÃ¤rkten, so dass ein GdB von 60 gerechtfertigt erscheine, seien
nachvollziehbar. Der SachverstÃ¤ndige habe Ã¼berzeugend dargelegt, dass der
Narbenbruch mit Vorfall der Baucheingeweide zu einem Funktionsausfall der
Bauchmuskulatur und pathophysiologisch zur zusÃ¤tzlichen Belastung besonders
des LendenwirbelsÃ¤ulenabschnitts und der BrustwirbelsÃ¤ule fÃ¼hre. Hiernach
seien die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" erfÃ¼llt.

Gegen das am 11. Juli 2005 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 04. August 2005
Berufung eingelegt und zur BegrÃ¼ndung darauf hingewiesen, dass nach
MaÃ�gabe der bei der KlÃ¤gerin festgestellten Behinderungen die Voraussetzungen
einer der RegelfÃ¤lle der Nr. 30 AHP nicht erfÃ¼llt seien.

Der Senat hat eine weitere Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen Dr. H vom 27.
Januar 2006 eingeholt, auf deren Einzelheiten Bezug genommen wird.

Der Beklagte vermag den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen keine neuen
Gesichtspunkte zu entnehmen. NatÃ¼rlich sei die Adipositas per magna der
KlÃ¤gerin nicht anzulasten, sie sei jedoch fÃ¼r sich allein keine Behinderung und
bedinge keinen GdB. Durch ihre Auswirkungen auf die Haltungs- und
Bewegungsorgane sowie auf die Herzleistung wÃ¼rden auch "keine GdB-HÃ¶hen"
erreicht, die die Inanspruchnahme des streitigen Merkzeichens rechtfertigen
kÃ¶nnten. Der Auffassung Dr. H, dass eine Gleichstellung mit den in Nr. 30 Abs. 3
bis 5 AHP genannten Regelbeispielen gerechtfertigt sei, sei nicht zu folgen. Die
Hauptursache fÃ¼r die bei der KlÃ¤gerin vorliegende EinschrÃ¤nkung der
GehfÃ¤higkeit liege nach seiner Auffassung (und wohl auch der von Dr. H) in der
erheblichen Ã�bergewichtigkeit. Bei dieser und der fehlenden Motivation handele es
sich gerade um solche Faktoren, die fÃ¼r die Beurteilung der
behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit nach der
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Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) auÃ�er Betracht zu bleiben
hÃ¤tten.

Der Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 31.
MÃ¤rz 2005 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen wird auf den Akteninhalt
verwiesen. Der Verwaltungsvorgang des Beklagten lag dem Senat vor und war
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgemÃ¤Ã� eingelegte Berufung des Beklagten ist zulÃ¤ssig, jedoch
nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin ist erheblich gehbehindert, sodass ihr, wie das
Sozialgericht zutreffend entschieden hat, zumindest ab 01. Januar 2005 das
Merkzeichen "G" zusteht.

GemÃ¤Ã� Â§ 145 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX), dessen
Regelungen am 1. Juli 2001 in Kraft getreten sind, sind schwerbehinderte
Menschen, die infolge ihrer Behinderung in ihrer BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt oder hilflos oder gehÃ¶rlos sind, von
Unternehmen, die Ã¶ffentlichen Personenverkehr betreiben, gegen Vorzeigen eines
entsprechend gekennzeichneten Ausweises im Nahverkehr im Sinne des Â§ 147
Abs. 1 SGB IX unentgeltlich zu befÃ¶rdern.

GemÃ¤Ã� Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ist ein schwerbehinderter Mensch in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit erheblich beeintrÃ¤chtigt, der infolge einer EinschrÃ¤nkung
des GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder infolge von AnfÃ¤llen oder von
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten
oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr
zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden.

Bei der PrÃ¼fung der Frage, ob diese Voraussetzungen vorliegen, kommt es nicht
auf die konkreten Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalls an, sondern darauf,
welche Wegstrecken allgemein â�� d.h. altersunabhÃ¤ngig von nichtbehinderten
Menschen â�� noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Nach der Rechtsprechung gilt
als Ã¼bliche Wegstrecke in diesem Sinne eine Strecke von etwa zwei Kilometern,
die in etwa einer halben Stunde zurÃ¼ckgelegt wird (vgl. BSG, Urteil vom 10.
Dezember 1987 â�� 9a RVs 11/87 â�� verÃ¶ffentlicht in BSGE 62, 273, 277 und 
SozR 3870 Â§ 60 Nr. 2). Dieser MaÃ�stab ist erstmals von den AHP 1996 (Nr. 30
Abs. 2) Ã¼bernommen und in den zur Zeit gÃ¼ltigen AHP 2004 beibehalten
worden. In den AbsÃ¤tzen 3 bis 5 der Nr. 30 geben die AHP an, welche
FunktionsstÃ¶rungen in welcher AusprÃ¤gung vorliegen mÃ¼ssen, bevor
angenommen werden kann, dass ein schwerbehinderter Mensch infolge einer
EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt ist.
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Nach Nr. 30 Abs. 3 AHP sind die Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme einer
erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
infolge einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens als
erfÃ¼llt anzusehen, wenn auf die GehfÃ¤higkeit sich auswirkende
FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule
bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB von wenigstens 50 bedingen. DarÃ¼ber hinaus
kÃ¶nnen die Voraussetzungen bei Behinderungen an den unteren GliedmaÃ�en mit
einem GdB unter 50 gegeben sein, wenn diese Behinderungen sich auf die
GehfÃ¤higkeit besonders auswirken, z. B. bei Versteifung des HÃ¼ftgelenkes,
Versteifung des Knie- und FuÃ�gelenkes in ungÃ¼nstiger Stellung, arteriellen
Verschlusskrankheiten mit einem GdB von 40.

Ob die KlÃ¤gerin diese fÃ¼r die Feststellung einer erheblichen Gehbehinderung
maÃ�geblichen Voraussetzungen erfÃ¼llt, ist zweifelhaft, weil der
SachverstÃ¤ndige Dr. H in seinem orthopÃ¤dischen Gutachten vom 11. Januar 2005
zwar eine Vielzahl orthopÃ¤discher Leiden im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule und
der unteren ExtremitÃ¤ten beschrieben, fÃ¼r diese jedoch
Einzelbehinderungsgrade in Ansatz gebracht hat, die insgesamt nicht ausreichen
kÃ¶nnen, um einen GdB von 50 oder zumindest 40 zu bilden. Die von dem
Sozialgericht in dem angefochtenen Urteil gebilligte und Ã¼bernommene, von Dr. H
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 31. MÃ¤rz 2005 erlÃ¤uterte Methode, im
Hinblick auf die Adipositas fÃ¼r die unteren ExtremitÃ¤ten einen GdB von 40 und
fÃ¼r die funktionellen StÃ¶rungen der Lenden- und BrustwirbelsÃ¤ule einen GdB
von 30 anzunehmen und hieraus einen Gesamt-GdB von 60 zu bilden, ist mit den in
Nr. 26.18 AHP geregelten GrundsÃ¤tzen nicht zu vereinbaren. Hiernach ergibt sich
bei WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den der GdB primÃ¤r aus dem AusmaÃ� der
BewegungseinschrÃ¤nkung, der WirbelsÃ¤ulenverformung und -instabilitÃ¤t sowie
aus der Anzahl der betroffenen WirbelsÃ¤ulenabschnitte. Bei
GesundheitsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en (HÃ¼fte, Knie) ist das AusmaÃ�
der durch sie verursachten BewegungseinschrÃ¤nkungen maÃ�gebend. Das
Vorliegen einer Adipositas, die allein keinen GdB bedingt (vgl. Nr. 26.15 Seite 99
AHP), rechtfertigt grundsÃ¤tzlich nicht die Anhebung der in Nr. 26.18 der AHP
festgelegten GdB fÃ¼r Behinderungen am StÃ¼tz- und Bewegungsapparat.

Somit ist davon auszugehen, dass bei der KlÃ¤gerin FunktionsstÃ¶rungen der
unteren GliedmaÃ�e und / oder der LWS, die fÃ¼r sich einen GdB von 50 bedingen,
oder besondere sich auf das GehvermÃ¶gen auswirkenden Behinderungen der
unteren GliedmaÃ�e mit einem GdB von 40 nicht vorliegen. Nach dem Gutachten
des SachverstÃ¤ndigen Dr. Fischer bestehen auch keine inneren Leiden, aufgrund
deren ein Regelfall des Abs. 3 der Nr. 30 der AHP als erfÃ¼llt angesehen werden
kÃ¶nnte. Das Vorliegen eines in Abs. 4 und 5 geregelten Sachverhalts kann
ausgeschlossen werden.

Die NichterfÃ¼llung eines in Nr. 30 Abs. 3 bis 5 AHP bestimmten Regelfalles
schliesst die Feststellung des Merkzeichens "G" jedoch nicht aus. Die
Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung dieses Nachteilsausgleichs kÃ¶nnen
nÃ¤mlich auch bei schwerbehinderten Menschen erfÃ¼llt sein, bei denen andere als
die in Nr. 30 Abs. 3 bis 5 AHP aufgefÃ¼hrten Behinderungen vorliegen. Nach dem

                             6 / 10



 

Wortlaut des Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ist es erforderlich, gleichzeitig aber auch
ausreichend, dass der schwerbehinderte Mensch "infolge einer EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens" in der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich
beeintrÃ¤chtigt ist. Die BewegungsbeeintrÃ¤chtigung im Sinne dieser
Definitionsnorm muss tatsÃ¤chlich auf eine sich auf das GehvermÃ¶gen
auswirkende Behinderung im Sinne des Gesetzes ursÃ¤chlich zurÃ¼ckzufÃ¼hren
sein (so BSG, Urteil vom 10. Dezember 1987 â�� 9a RVs 11/87 â�� a.a.O.â�� auf
Seite 6 des Urteilsabdrucks). In dem genannten Urteil hat das BSG die Entscheidung
des Landessozialgerichts bestÃ¤tigt, das Adipositas und Cerebralsklerose als
gesundheitliche Grundlage einer rechtserheblichen FunktionseinbuÃ�e im Sinne von
Behinderungen und diese als Ursachen einer BewegungsbeeintrÃ¤chtigung
angesehen hat (aaO Seite 7 des Urteilsabdrucks).

In seiner neueren Rechtsprechung (Urteile vom 13. August 1997 â�� 9 RVs 1/96 â��
verÃ¶ffentlicht in SozR 3-3870 Â§ 60 Nr. 2 â�� und vom 27. August 1998 â�� B 9 SB
13/97 R â��) hat das BSG an seiner Rechtsprechung festgehalten und ausgefÃ¼hrt,
die AHP beschrieben in Nr. 30 Abs. 3 bis 5 RegelfÃ¤lle, bei denen nach dem
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse die Voraussetzungen
fÃ¼r den Nachteilsausgleich "G" als erfÃ¼llt anzusehen seien, und die bei dort nicht
erwÃ¤hnten Behinderungen als VergleichsmaÃ�stab dienen kÃ¶nnten. Das
Merkzeichen "G" sei daher auch demjenigen zuzuerkennen, der zwar nicht die in Nr.
30 Abs. 3 bis 5 AHP aufgezeigten Behinderungen bzw. Behinderungsgrade aufweise,
bei dem aber kÃ¶rperliche Regelwidrigkeiten mit den von ihnen ausgehenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen vorlÃ¤gen, die seine BewegungsfÃ¤higkeit,
insbesondere sein GehvermÃ¶gen, ebenso herabsetzten wie in den in den AHP
beispielhaft genannten FÃ¤llen.

Diese Voraussetzungen sind bei der KlÃ¤gerin, wie der SachverstÃ¤ndige Dr. H in
seinem Gutachten vom 11. Januar 2005 und der "ErgÃ¤nzung" vom 26. MÃ¤rz 2005
Ã¼berzeugend herausgearbeitet und in der gutachterlichen Stellungnahme vom 27.
Januar 2006 unter BerÃ¼cksichtigung der von der Rechtsprechung des BSG
aufgestellten Kriterien fÃ¼r eine Gleichstellung mit den RegelfÃ¤llen der Abs. 3 bis
5 der Nr. 30 AHP Ã¼berprÃ¼ft und bestÃ¤tigt hat, erfÃ¼llt.

Der Beklagte verkennt bei der vom ihm vorgenommenen Bewertung, dass die
Frage, ob eine erhebliche Gehbehinderung vorliegt, aufgrund einer Gesamtschau
aller bei der KlÃ¤gerin vorliegenden, sich auf die GehfÃ¤higkeit auswirkenden
GesundheitsstÃ¶rungen zu beurteilen ist und dass keine isolierte Betrachtung und
Bewertung der einzelnen Symptomkomplexe erfolgen darf. Der vorliegende Fall ist
dadurch gekennzeichnet, dass das GehvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin durch eine
Kombination von inneren und orthopÃ¤dischen Leiden, die sich zudem besonders
negativ wechselseitig aufeinander auswirken, beeintrÃ¤chtigt wird. Hierauf hat der
SachverstÃ¤ndige Dr. H in seiner ErgÃ¤nzung vom 26. MÃ¤rz 2005 ausdrÃ¼cklich
hingewiesen. Er hat ausgefÃ¼hrt, der internistisch beschriebene Narbenbruch mit
Vorfall der Baucheingeweide fÃ¼hre zu einem Funktionsausfall der
Bauchmuskulatur und pathophysiologisch zur zusÃ¤tzlichen Belastung besonders
des LendenwirbelsÃ¤ulenabschnitts und der BrustwirbelsÃ¤ule. Die WirbelsÃ¤ule sei
aber infolge des HohlrundrÃ¼ckens mit Teilfixierung der Lenden- und
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BrustwirbelsÃ¤ulenabschnitte per se hinsichtlich ihrer BelastungsfÃ¤higkeit
herabgesetzt, so dass eine ausgeprÃ¤gte statisch-dynamische Insuffizienz der
WirbelsÃ¤ule als Achsenorgan des Rumpfes vorliege. Infolge der derartig
funktionsgestÃ¶rten WirbelsÃ¤ule sei die KlÃ¤gerin nun nicht mehr in der Lage, bei
einem zusÃ¤tzlichen Ã�bergewicht von ca. 50 kg eine Wegstrecke von 2 km in 30
Minuten ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere zurÃ¼ckzulegen.

In der auf Veranlassung des Senats abgegebenen gutachterlichen Stellungnahme
vom 27. Januar 2006 ist Dr. H zu dem Ergebnis gelangt, das GehvermÃ¶gen der
KlÃ¤gerin sei wegen der festgestellten kÃ¶rperlichen Regelwidrigkeiten und der
damit verbundenen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der Bewegungs- und
BelastungsfÃ¤higkeit in gleich hohem MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt wie in den in Nr. 30
Abs. 3 bis 5 AHP (beispielhaft) genannten FÃ¤llen. Nach EinschÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen ist das GehvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin auf 250 Meter reduziert.
Es betrÃ¤gt also 12,5% (ein Achtel) der Gehstrecke, die Ã¼blicherweise im
Ortsverkehr zurÃ¼ckgelegt wird.

Der Senat hat keine Bedenken, den Feststellungen und gutachterlichen
EinschÃ¤tzungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. H in seinem Gutachten vom 11. Januar
2005, der "ErgÃ¤nzung" vom 26. MÃ¤rz 2005 und der gutachterlichen
Stellungnahme vom 27. Januar 2006, gegen die der Beklagte keine substantiierten
Einwendungen erhoben hat, zu folgen. Ein vernÃ¼nftiger Zweifel daran, dass die
KlÃ¤gerin eine Wegstrecke von 2 Kilometern nicht mehr zurÃ¼cklegen kann, ist
nach den schlÃ¼ssigen und in jeder Hinsicht Ã¼berzeugenden Darlegungen Dr. H
nicht mÃ¶glich. Selbst der Beklagte rÃ¤umt in seinem Schriftsatz vom 09. MÃ¤rz
2006 eine "bei der KlÃ¤gerin vorliegende EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit" ein.
Soweit der Beklagte allerdings meint, diese beruhe auf nichtbehinderungsbedingten
Faktoren, sodass das Merkzeichen "G" nicht festgestellt werden kÃ¶nne, vermag
ihm der Senat nicht zu folgen. Unzutreffend ist insbesondere die EinschÃ¤tzung des
Beklagten, Hauptursache fÃ¼r die bei der KlÃ¤gerin vorliegende EinschrÃ¤nkung
der GehfÃ¤higkeit sei wohl auch nach Auffassung von Dr. die erhebliche
Ã�bergewichtigkeit. Der SachverstÃ¤ndige hat vielmehr in seinem Gutachten
festgestellt, dass das GehvermÃ¶gen vor allem negativ beeinflusst wird durch die
erhebliche BauchwandschwÃ¤che und die weiteren orthopÃ¤dischen
Behinderungen am RÃ¼cken, den HÃ¼ften und den unteren ExtremitÃ¤ten.
WÃ¶rtlich fÃ¼hrt er aus, die Adipositas per magna potenziere die funktionellen
StÃ¶rungen des Rumpfes, der beiden HÃ¼ft- und Kniegelenke und fÃ¼hre so zu
einer erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der Beweglichkeit im StraÃ�enverkehr. In der
"ErgÃ¤nzung" vom 26. MÃ¤rz 2005 erlÃ¤utert der SachverstÃ¤ndige, dass die
verschiedenen FunktionsstÃ¶rungen an den Haltungs- und Bewegungsorganen, der
Narbenbruch, die funktionsgestÃ¶rte WirbelsÃ¤ule, die Ã�berbelastung des
Muskelbandapparates, insbesondere der Knie- und Sprunggelenke, die alle dem
Druck des auÃ�ergewÃ¶hnlichen Ã�bergewichts ausgesetzt seien, die
GehfÃ¤higkeit erheblich beeintrÃ¤chtigen. Diese ErlÃ¤uterungen und seine Aussage
bei seiner persÃ¶nlichen Vernehmung, dass die Adipositas allmÃ¤hlich eine
zunehmende Verschlechterung der BelastungsfÃ¤higkeit der WirbelsÃ¤ule bewirke,
widerlegt die Auffassung des Beklagten, Dr. H sehe das Ã�bergewicht als
Hauptursache der EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin an.
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Die massive Adipositas kann entgegen der Auffassung des Beklagten nicht als
Hauptursache fÃ¼r die BeeintrÃ¤chtigung des GehvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin
angeschuldigt werden. Die Feststellungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.
H lassen lediglich den Schluss zu, dass sich das Ã�bergewicht verstÃ¤rkend auf die
durch das Zusammenwirken der orthopÃ¤dischen und internistischen
Behinderungen eingeschrÃ¤nkten GehfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auswirkt. Ob eine
Adipositas per magna als so genannter nichtbehinderungsbedingter Faktor zu
werten ist und die Feststellung des Merkzeichens "G" ausschlieÃ�t, wenn sie die
Hauptursache fÃ¼r die EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens eines
schwerbehinderten Menschen im Sinne der Nr. 30 Abs. 2 AHP ist (verneinend: LSG
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 10. September 1996 â�� L 4 Vs 6/96), kann
dahinstehen. Sie steht der Anerkennung des schwerbehinderten Menschen als
erheblich gehbehindert jedenfalls dann nicht entgegen, wenn sie lediglich das
AusmaÃ� der sich auf das GehvermÃ¶gen auswirkenden Behinderungen verstÃ¤rkt
und damit nur einen von mehreren Faktoren fÃ¼r die BeeintrÃ¤chtigung des
GehvermÃ¶gens darstellt. Dies gilt in jedem Fall dann, wenn die zumutbare
Wegstrecke nicht nur knapp unter dem Grenzwert von 2 km liegt, sondern â�� wie
hier â�� das GehvermÃ¶gen sogar auf 250 Meter (12,5% der Ã¼blichen
Gehstrecke) limitiert ist. Wegen der EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens auf 12,5%
der Ã¼blichen Gehstrecke kann auch ausgeschlossen werden, dass die von dem
Beklagten vermutete fehlende Motivation der KlÃ¤gerin rechtlich wesentliche
Ursache der Wegstreckenlimitierung ist. Eine Gesamtschau aller UmstÃ¤nde mag
zwar den Schluss zulassen, dass die KlÃ¤gerin bei einem mit der entsprechenden
Motivation durchgefÃ¼hrten Training und einer Gewichtsreduzierung ihre
GehfÃ¤higkeit steigern kÃ¶nnte. Es erscheint jedoch ausgeschlossen, dass sie in
absehbarer Zeit Verbesserungen in einem AusmaÃ� erreichen kÃ¶nnte, dass sie
wieder im Stande wÃ¤re, Wegstrecken von 2 Kilometern in angemessener Zeit
zurÃ¼ckzulegen. Rechtlich wesentliche Ursache fÃ¼r die bei der KlÃ¤gerin
mindestens seit Januar 2005 bestehende erhebliche Gehbehinderung sind deshalb
allein die durch die Adipositas per magna verstÃ¤rkten kÃ¶rperlichen
Regelwidrigkeiten mit den von ihnen ausgehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
und nicht eine von dem Beklagten vermutete mangelnde Motivation oder andere
nicht behinderungsbedingte Faktoren.

Die Berufung des Beklagten war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Eine
Korrektur der von dem Sozialgericht getroffenen Entscheidung, dass
auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten seien, weil "die angefochtenen
Bescheide im Zeitpunkt des Erlasses rechtmÃ¤Ã�ig waren", ist, obwohl sie mit Â§
193 SGG nicht zu vereinbaren ist, nicht mÃ¶glich, weil die KlÃ¤gerin kein
Rechtsmittel eingelegt hat.

Der Senat hat die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG zugelassen, weil er
der Rechtsfrage grundsÃ¤tzliche Bedeutung beimisst, ob die Voraussetzungen des 
Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB IX auch durch eine Kombination von inneren und
orthopÃ¤dischen Leiden, die von einer Adipositas per magna verstÃ¤rkt werden,
erfÃ¼llt werden kÃ¶nnen.
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